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Deutschland importiert 67 % seines Pri-
märenergieverbrauchs zu Importkosten 
von durchschnittlich 2 % des BIP. Preis-
anstiege bedeuten damit einen erhebli-
chen Verlust an Realeinkommen, der zu-
dem ungleich zwischen Haushalten mit 
höherem und niedrigem Energiebedarf 
verteilt ist. Die Politik kann in Form von 
Transfers oder Preissubventionen gegen-
steuern. Dabei entstehen zwei grund-
sätzliche Anreizprobleme: (1) Preissub-
ventionen (ebenso wie die Senkung von 
staatlichen Abgaben auf Energie) senken 
Einsparanreize und werden nur zu einem 
begrenzten Teil an Verbraucherinnen 
und Verbraucher weitergegeben. Gezielte 
Transfers an betroffene Haushalte erhal-
ten zwar weitgehend Einsparanreize, da 
sie den Preismechanismus nicht verzer-
ren. Sie sind aber kurzfristig administra-
tiv schwierig umzusetzen. Sowohl Preis-
subventionen als auch gezielte Transfers 
schaffen zudem (2) ein dynamisches An-
reizproblem: Wenn Nutzerinnen und Nut-
zer fossiler Energie grundsätzlich erwar-
ten, in Energiekrisen durch den Staat 
entlastet zu werden, wirkt dies wie eine 
implizite Versicherung gegen fossile 
Preisrisiken. Dadurch sinkt langfristig 
der Anreiz, fossile Energieimporte durch 
alternative, heimisch erzeugte Energie 
zu ersetzen, insbesondere durch Strom 
aus Erneuerbaren Energien. Die Kosten 
staatlicher Entlastungsmaßnahmen in-

folge hoher Erdgaspreise im Zuge der 
Energiekrise 2022/23 betrugen              
71 Mrd. € für gezielte, an Energiekosten 
ausgerichtete Maßnahmen beziehungs-
weise 187 Mrd. € unter Berücksichtigung 
allgemeiner Einkommensentlastungen. 
Tritt statistisch alle 20 Jahre eine derarti-
ge Energiekrise auf, so entspricht die 
staatliche Versicherung gegen fossile 
Energiekrisen einer Subvention von 15-
40 €/tCO2 bei Erdgas. Sie erhöht damit 
systematisch die Abhängigkeit von Gas-
importen und begünstigt so künftige Kri-
sen. Entlastungsmaßnahmen können 
dieses Problem vermeiden, wenn ihre fis-
kalischen Kosten über eine spätere An-
hebung der Abgaben auf fossile Energie 
refinanziert werden.

ZUSAMMENFASSUNG
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▶ Deutschland importiert zwei Drittel 
seines Primärenergieverbrauchs und 
überweist etwa 2 % seines BIP für 
Energieimporte an das Ausland. Es 
ist damit besonders vulnerabel ge-
genüber Preisanstiegen auf interna-
tionalen Energiemärkten.

▶ Entlastungsmaßnahmen stellen ei-
ne staatliche (von Steuerzahlenden 
finanzierte) Versicherung gegen 
Energiekrisen dar. 

▶ Diese implizite Versicherung führt 
allerdings dazu, dass die ökonomi-
schen Kosten der fossilen Energie-
abhängigkeit und damit verbunde-
nen Krisen von Haushalten und Un-
ternehmen nicht korrekt eingepreist 
werden. Sie erhöht die Importabhän-
gigkeit und das Risiko zukünftiger 
Krisen.

▶ Die Entlastung für Erdgas in der 
Energiekrise 2022/23 entspricht ei-
ner dauerhaften Subvention von 
Erdgas von 15-40 €/tCO2. Eine Ent-
lastung der Kraftstoffpreise um 40 
ct/l für ein Jahr entspräche einer 
dauerhaften Subvention von Kraft-
stoff von etwa 14 €/tCO2. 

▶ Die statische Anreizwirkung von 
Steuersenkungen auf Energie ist we-
niger problematisch wegen des star-
ren Angebots und der starren Nach-
frage. Wenn jedoch viele Länder mit 
Steuersenkungen reagieren, wan-
dert ein Großteil der Entlastung an 
die Ölproduzenten im Ausland, un-
ter anderem auch Russland; weni-
ger als die Hälfte der Entlastung 
kommt bei den heimischen Verbrau-
chern an.

▶ Entlastungen für Energiekrisen soll-
ten idealerweise durch pauschalierte 
Transfers erfolgen und durch eine 
Anhebung von Abgaben auf fossile 
Energie nach der Krise refinanziert 
werden oder aber um komplemen-
täre Maßnahmen zur dauerhaften 
Förderung von fossilfreien Substitu-
ten ergänzt werden.

KERNAUSSAGEN
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Deutschland und die EU sind aufgrund 
ihres hohen Importanteils fossiler Ener-
gieträger der Volatilität und Instabilität 
globaler Energiemärkte stark ausge-
setzt: Deutschland importiert fossile 
Energieträger im Wert von etwa 
80 Mrd. Euro jährlich. Diese decken 
67 % des Primärenergiebedarfs.1 Erhö-
hen sich die Weltmarktpreise infolge 
geopolitischer Konflikte oder anderer An-
gebotsschocks, erleidet Deutschland 
substantielle reale Kaufkraftverluste. Er-
höhen sich die Preise fossiler Energien 
zum Beispiel um 50 % – wie zuletzt beim 
Erdöl zu beobachten (siehe Abbildung 1) 
–, ergeben sich Mehrkosten für Importe 
von etwa 40 Mrd. Euro pro Jahr. Das 
entspricht einem realen Kaufkraftverlust 
von einem Prozentpunkt. Preisschwan-
kungen auf internationalen Märkten er-
füllen eine wichtige ökonomische Funkti-
on. Insbesondere signalisieren Preisan-
stiege fundamentale, kurzfristige Knapp-
heiten; sie setzen starke Anreize zum 
Energiesparen und zur Ausweitung der 
Förderung für Öl- und Gasproduzenten 
um kurzfristige Engpässe auszugleichen. 
Zudem sind diese Preissignale – ebenso 
wie das unvermeidbare Risiko zukünfti-
ger Preisschwankungen – ein wichtiger 
Anreiz für die Diversifizierung des Ener-
giemix eines Landes. 

Allerdings bergen diese Preisschwankun-
gen eine erhebliche soziale und politi-
sche Sprengkraft, weil einkommens-
schwache Haushalte relativ zu ihrem Ein-
kommen überproportional belastet wer-
den und die Energiebedarfe zudem stark 
heterogen ausfallen: Energieintensive In-
dustrien (und die Beschäftigten in diesen 
Betrieben), Vielfahrerinnen und Vielfah-
rer (etwa PKW-Pendlerinnen und Pend-
ler), oder Haushalte in schlecht isolierten 
Gebäuden mit fossiler Heizung sind be-
sonders stark betroffen. So führten die 
starken Preisanstiege bei Erdgas in der 
Energiekrise 2022/23 zu zusätzlichen 
Kosten von bis zu 10 % der Konsumaus-
gaben bei Haushalten mit hohem Gas-
verbrauch (Hänsel et al., 2025). Der 
jüngste Ölpreisanstieg bedeutet eben-
falls erhebliche Mehrkosten. Ein Anstieg 
des Benzinpreises um 50 Cent pro Liter 
bedeutet für einen durchschnittlichen 
PKW-Fahrer Mehrkosten von etwa 39 €/
Monat, und für einen Vielfahrer von 
86 €/Monat.4

1. IMPORTABHÄNGIGKEIT ALS 
URSACHE REALER EINKOMMENS-
VERLUSTE IN ENERGIEKRISEN

1 Basierend auf Daten von Eurostat für das Jahr 2024, siehe https://doi.org/10.2908/NRG_IND_ID.
2 https://fred.stlouisfed.org/series/PNGASEUUSDM und https://fred.stlouisfed.org/series/WTISPLC.
3 https://databank.worldbank.org/data/download/site-content/SDR_deflator.xls 
4 Fahrleistung von 12.500 km (durchschnittlicher Fahrer), bei einem durchschnittlichen Verbrauch von 7,5 l/100km sowie 
27.500 km (Vielfahrer), basierend auf MiD 2023, Destatis. Für Dieselfahrer ergeben sich ähnliche Größenordnungen (bei oft 
leicht geringerem Spritverbrauch pro 100 km).

https://doi.org/10.2908/NRG_IND_ID
https://fred.stlouisfed.org/series/PNGASEUUSDM%20und%20https://fred.stlouisfed.org/series/WTISPLC


4

Abbildung 1: Internationale Preise von Öl und Erdgas, kaufkraftbereinigte USD in Sonderziehungs-
rechten. Quelle: FRED2, World Bank3. 

Die unteren Abbildungen zeigen jeweils die Volatilität an als Standardabweichung gegenüber dem rollierenden Preisdurchschnitt. 
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Grundsätzlich können stabilitätspoliti-
sche Instrumente – etwa schuldenfinan-
zierte staatliche Ausgabenerhöhungen 
und Einkommensteuersenkungen – bei 
Wirtschaftskrisen eingesetzt werden und 
damit Konjunkturschwankungen, wie sie 
auch durch Energiepreisschocks verur-
sacht werden, abmildern. Die sehr hete-
rogenen Verteilungswirkungen lassen 
sich mit stabilitätspolitischen Maßnah-
men jedoch nicht ausreichend adressie-
ren. Sowohl aus normativer Perspektive 
(einkommensschwache Haushalte erlei-
den stärkere reale Einkommensverluste) 
als auch aus politischer Perspektive 
(Haushalte und Unternehmen mit ho-
hem Energiebedarf verlieren erheblich 
gegenüber dem Status-Quo) bedarf es 
dagegen gezielterer Maßnahmen. Dabei 
kann es zu Konflikten zwischen Effizienz- 
und Verteilungszielen kommen, insbe-
sondere wenn Preissignale beeinflusst 
werden. 

Zur Dämpfung besonders hoher Belas-
tungen bestehen grundsätzlich drei Mög-
lichkeiten: 

1. Allgemeine (schuldenfinanzierte) 
Entlastungsmaßnahmen wie pro-
gressive Steuersenkungen oder eine 
Erhöhung von Transferzahlungen 
helfen insbesondere einkommens-
schwachen Haushalten, bei denen 
Ausgaben für Energie tendenziell ei-
nen überproportionalen Anteil an 
den Gesamtausgaben ausmachen 
und die aufgrund von Liquiditäts-
engpässen ihren Konsum sonst 
stark einschränken müssten. Aller-
dings senken diese Maßnahmen 
auch Arbeitsanreize, denn ohne Ent-
lastungen würden Haushalte auch 
mit einer Ausweitung des Arbeitsan-
gebots auf hohe Lebenshaltungs-
kosten reagieren, um damit ihr Ein-
kommen aufzubessern (Blanz et al., 

2. OPTIONEN ZUR ENTLASTUNG

Umfang der Preisintervention Weitergabe an Öl-Konsumen-
ten (%)

Weitergabe an
 Öl-Produzenten (%)

Global (alle Länder) 28 72

Nur EU-27 92 8

Nur Deutschland 98 2

Beispielrechnung für isoelastische Nachfrage und Angebot mit kurzfristigen Nachfrage- und Angebotselastizitä-
ten: εD = 0,125; εS = 0,05. Der angenommene Anteil Deutschlands und der EU am globalen Erdölverbrauch 
sind 2% und 12%.

Tabelle 1: Weitergabe einer Subvention auf den Erdölpreis an Konsumenten und Pro-
duzenten
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2026). Zudem ist auch bei einkom-
mensschwachen Haushalten a priori 
nicht klar, in welchem Ausmaß sie 
tatsächlich von Preisanstiegen be-
troffen sind, da sich die Verbrauchs-
muster und somit Ausgaben für fos-
sile Energieträger erheblich unter-
scheiden. Allgemeine Entlastungs-
maßnahmen sind daher bestenfalls 
zielgenau in Bezug auf das Einkom-
men, nicht aber in Bezug auf die von 
den Haushalten zu tragenden Ener-
giekosten (und insb. Spitzenbelas-
tungen). Durch den Aufbau einer 
umfassenderen Dateninfrastruktur 
könnten Entlastungsmaßnahmen in 
Zukunft jedoch zielgenauer im Hin-
blick auf die individuelle Kostenbe-
lastung ausgestaltet werden (BMWK 
2022).

2. Eine Reduktion von Steuern und 
Abgaben auf von Preisanstiegen 
betroffene (fossile) Energieträger
entlastet vor allem die davon stark 
betroffenen Haushalte, senkt jedoch 
gleichzeitig Anreize zum (fossilen) 
Energiesparen. Dies hat zwei proble-
matische Implikationen: Erstens 
verursacht der fehlende Anreiz zum 
Energiesparen einen Überkonsum, 
der zu einem Wohlfahrtsverlust 
führt (Blanz et al., 2022). Letztlich 
muss die Energiepreissenkung über 
Steuererhöhungen finanziert wer-
den und stellt gesamtwirtschaftlich 
daher keine Entlastung dar. Der 
übermäßige Konsum verursacht in-
sofern zusätzliche volkswirtschaftli-
che Kosten, weil mit Hilfe von Steu-
ermitteln die Nutzung fossiler Ener-
gie ermöglicht wird, die sonst ei-
gentlich eingespart worden wäre. 
Aufgrund des kurzfristig sehr inelas-
tischen Angebots und der inelasti-
schen Nachfrage ist dieser Wohl-
fahrtsverlust bei kurzfristigen Prei-
sinterventionen jedoch sehr gering. 
Zweitens führen die ausbleibenden 
Sparanreize zu höheren internatio-
nalen Verkaufspreisen von Öl und 
Gas, weil die Steuersenkung den 
Rückgang der Nachfrage dämpft. 

Dadurch kommt die Entlastung nur 
unvollständig bei den heimischen 
Verbraucherinnen und Verbrau-
chern an, während der verbleibende 
Teil an Öl- und Gasproduzenten im 
Ausland fließt und damit einen nati-
onalen Wohlfahrtsverlust darstellt. 
Die deutschen Steuerzahlenden fi-
nanzieren damit zusätzliche Einnah-
men für Öl- und Gasexporteure, un-
ter anderem auch für Russland. Die-
ser Effekt kann quantitativ sehr be-
deutend werden und fällt umso 
stärker aus, je mehr Länder Steuern 
und Abgaben als Reaktion auf stei-
gende Weltmarktpreise senken. Ta-
belle 1 stellt dies exemplarisch für 
eine Senkung der Abgaben auf Öl 
(und Ölprodukte) für die drei Fälle 
dar, dass nur Deutschland, nur die 
EU oder aber alle Länder der Welt 
mit einer Senkung der Steuern und 
Abgaben (oder sogar einer Anhe-
bung von Subventionen) reagieren. 
Hier wird deutlich, dass bei einem 
Alleingang Deutschlands lediglich 
2 % der Steuerentlastungen bezie-
hungsweise Subventionen an die 
Produzenten von Öl fließen; würden 
jedoch alle Länder diese Maßnah-
men ergreifen, so landen 72 % die-
ser Entlastung bei den Produzen-
ten.5 Dies macht die Steuer- und Ab-
gabensenkung als Entlastungsmaß-
nahme letztlich ineffektiv und teuer. 
Dennoch besteht hier ein schwieri-
ges Koordinations- und Kooperati-
onsproblem: Ölimporteure sollten 
sich kollektiv dazu verpflichten, von 
Steuersenkungen beziehungsweise 
Subventionen abzusehen, um die in-
ternationalen Preise nicht weiter 
nach oben zu treiben. Für jeden ein-
zelnen Importeur besteht jedoch ein 
starker Anreiz, aus dieser Verabre-
dung auszuscheren und doch auf 
Preiseingriffe zu setzen, weil der ei-
gene Preiseingriff letztlich nur klei-
ne Effekte auf die Weltmarktpreise 
hat. Dies verdeutlicht, dass eine Ko-
ordinierung der Importeure zur Ver-
meidung von Preiseingriffen essenti-
ell ist.

3. Pauschalierte Transfers an Haus-
halte erhalten die Sparanreize und 
vermeiden damit das oben geschil-
derte Problem. Sie wirken ähnlich zu 
den in 1. genannten Entlastungs-
maßnahmen über das Steuer- und 
Transfersystem. Allerdings wird für 
eine bedarfsgerechte Entlastung 
versucht, die Höhe der pauschalier-
ten Transfers stärker an die Belas-
tungen durch Energiepreise auszu-
richten. Dadurch könnten besonders 
vom Preisanstieg belastete Unter-
nehmen und Haushalte stärker ent-
lastet werden, während gleichzeitig 
Sparanreize durch Beibehaltung des 
Preissignals erhalten bleiben.6 In 
der Praxis gestaltet sich dies jedoch 
schwierig, da pauschalierte Trans-
fers mit einem erheblichen adminis-
trativen Aufwand verbunden sind. In 
der Energiekrise 2022/23 wurden 
derartige Transfers durch die „Gas-
preisbremse” umgesetzt, die eine 
Entlastung abhängig vom Vorjah-
resverbrauch vorsah und damit Ziel-
genauigkeit mit Sparanreizen kom-
binierte (Hänsel et al., 2025). Beim 
Kraftstoffverbrauch im Straßenver-
kehr ist eine vergleichbare Umset-
zung allerdings schwieriger, weil der 
Vorjahresverbrauch nicht ohne Wei-
teres beobachtet werden kann. Eine 
Entlastung über die Pendlerpau-
schale wirkt erst mit Verzögerung 
und erfasst nicht alle Pendeldistan-
zen. Eine pauschale Entlastung von 
KfZ-Halterinnen und -Haltern über 
die Hauptzollämter, die die KfZ-
Steuer in Deutschland erheben und 
damit über deren Kontoverbindun-
gen verfügen, erlaubt allenfalls eine 
Kompensation der durchschnittli-
chen Mehrkosten für PKW-Besitze-
rinnen und -Besitzer, kann jedoch 
ebenfalls nicht nach Fahrleistung 
oder Kraftstoffverbrauch differen-
ziert werden. Somit können pau-
schalierte Transfers in der Praxis 
selten zielgenau entlasten.

5 Die Beispielrechnung in Tabelle 1 deckt sich mit empirischen Abschätzungen zur Weitergabe des “Tankrabatts” in 
Deutschland in 2022 (Frondel et al., 2026), als mehrere europäische Länder mit Reduktionen von Energiesteuern auf die ho-
hen Preise reagierten.
6 Dafür ist entscheidend, dass der pauschalierte Transfer “verhaltensunabhängig” gewährt wird, also nicht von dem tat-
sächlichen Energieverbrauch abhängt. Er kann jedoch vom vergangenen Energieverbrauch abhängen, der ja nicht mehr be-
einflussbar ist.
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In der ökonomischen Diskussion besteht 
weitgehend Konsens, dass preissenken-
de Eingriffe in den Energiemarkt mit er-
heblichen Problemen verbunden sind – 
insbesondere hinsichtlich der reduzier-
ten Sparanreize und der im Allgemeinen 
unvollständigen Preisweitergabe an die 
Konsumentinnen und Konsumenten. Bei 
der Beurteilung von Entlastungsmaß-
nahmen angesichts hoher Energiepreise 
ist jedoch noch ein weiterer Aspekt zu 
berücksichtigen. Dieser betrifft die dyna-
mische Anreizwirkung dieser Maßnah-
men: Entsteht bei Nutzerinnen und Nut-
zern fossiler Energie die Erwartung, dass 
der Staat (bzw. die Steuerzahlenden) im 
Fall von Krisen einspringt und die Nutze-
rinnen und Nutzer für hohe Preise kom-
pensiert, so unterminiert dies langfristig 
Investitionen in energiesparende Techno-
logien und in Substitute, die vor allem 
heimisch produzierten Strom benötigen 
(wie Wärmepumpen, Elektroautos). Mit 
anderen Worten: Weil Haushalte und Un-
ternehmen darauf vertrauen können, 
dass der Staat in Krisen einspringt, wer-
den die Kosten derartiger Preisrisiken 
auf die Allgemeinheit abgewälzt und 
nicht von den Nutzerinnen und Nutzern 
fossiler Energie getragen. Dadurch sinkt 
der privatwirtschaftliche Anreiz, in Tech-

nologien zu investieren, die nicht auf fos-
silen Energieträgern beruhen und die 
weniger anfällig für internationale Krisen 
und Engpässe sind.7 

Die Größenordnungen derartiger Fehlan-
reize lassen sich anhand der letzten 
Energiekrise verdeutlichen: Die realisier-
ten Entlastungsmaßnahmen, die entwe-
der Preissubventionen oder aber gezielte 
Transfers für Öl- und Gasverbraucherin-
nen und -verbraucher darstellten, belie-
fen sich auf  71 Mrd. Euro im Zeitraum 
2022-2024, wobei etwa 55 Mrd. Euro an 
Gasverbraucherinnen und -verbraucher 
geflossen sind (siehe Tabelle 2). Weil je-
doch nahezu alle Bevölkerungsgruppen 
durch die Preisanstiege betroffen wa-
ren,8  war ein Großteil der Entlastungen – 
116 Mrd. Euro – allgemeinerer Natur, so 
etwa die Energiepreispauschale, Erhö-
hung von Sozialleistungen und Reduktio-
nen in der Einkommensteuer. Auch sie 
sind im weiteren Sinne eine staatliche 
Versicherungsleistung für die hohe fossi-
le Energieabhängigkeit, so dass insge-
samt ein Entlastungsvolumen von 
187 Mrd. Euro für Öl- und Gaspreisan-
stiege realisiert wurde.9 Da das Gesamt-
volumen eine Vielzahl unterschiedlicher 
Maßnahmen umfasst, ist der Anteil der 

3. WIE ENTLASTUNGEN FOSSILE 
ABHÄNGIGKEITEN VERFESTIGEN 
KÖNNEN

7 Derartige staatliche Interventionen in Krisen, um Preisstabilität zu garantieren, stellen einen grundsätzlichen Fehlanreiz 
für ausreichende Diversifizierung, Lagerhaltung und heimische Produktion dar, siehe Jakob et al. (2025).
8 Etwa drei Viertel der Haushalte besitzen einen Verbrenner-PKW, 90 % der Haushalte heizen mit Gas, Öl oder Fernwärme 
(deren Preis sich ebenfalls überwiegend am Gas- und Kohlepreis orientiert, die beide während der Energiekrise stark ange-
stiegen sind); darüber hinaus benutzen alle Haushalte Strom, dessen Preis stark vom Gaspreis beeinflusst wird. 
9 Das ursprünglich geplante und beschlossene Entlastungsvolumen war mit 239 Mrd. Euro nochmals höher. Es wurde aber 
aufgrund der dann wieder sinkenden Energiepreise nicht vollständig abgerufen. 
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rein staatsschuldenfinanzierten Mittel 
nicht unmittelbar ersichtlich. Dies lässt 
sich jedoch am Beispiel des Wirtschafts-
stabilisierungsfonds (WSF) Energie ver-
deutlichen: Hier ist die Tilgung eines Vo-
lumens von 51,2 Mrd. Euro bis zum Jahr 
2061 vorgesehen, was den Bundeshaus-
halt ab 2031 mit jährlich rund 
1,7 Mrd. Euro belastet.10 Die Kosten der 

Energiekrise wurden damit auch auf die 
Steuerzahlenden der nächsten Jahrzehn-
te verschoben. 

Umgerechnet auf die jährlichen Gasim-
porte machen die gasbezogenen Kom-
pensationen damit etwa 300 bis 800 €/
tCO2 aus – je nachdem, ob die engere 
Definition der klar gasbezogenen Maß-

nahmen (55 Mrd. €) angelegt wird oder 
die breitere Definition, die auch allgemei-
ne Entlastungen verwendet, von denen 
nur der gasbedingte Anteil berücksich-
tigt wird (144 Mrd. €) (siehe Tabelle 2). 
Beträgt die Wahrscheinlichkeit einer 
nächsten vergleichbaren Krise, bei der 
sich der Staat zum Eingreifen gezwun-
gen sieht, 5 % pro Jahr (bzw. äquivalent: 
alle 20 Jahre ereignet sich eine Krise im 
vergleichbaren Ausmaß), so wirkt die Er-
wartung auf Entlastungsmaßnahmen 
wie eine fortlaufende Subvention von 15-
40 €/tCO2.

11 Durch diese implizite Sub-
vention erhöht sich die strukturelle Ab-
hängigkeit von Gasimporten, weil das Ri-
siko von Energiekrisen durch die Erdgas-
nutzerinnen und -nutzer nicht korrekt in-
ternalisiert wird. Sie schwächt zugleich 
die Anreize zur Dekarbonisierung und 
verfestigt fossile Importabhängigkeiten. 
Dadurch steigt die Anfälligkeit gegen-
über künftigen Krisen. 

10 Monatsbericht des Bundesministeriums der Finanzen September 2025.
11 Die Abschätzung sollte als grobe, konservativ berechnete Größenordnung aufgefasst werden, weil eine vollständige 
Quantifizierung aller Entlastungsmaßnahmen nicht vorliegt (so fehlen beispielsweise die Kosten der Verstaatlichung von 
UNIPER oder die Kosten für Bau und Betrieb von LNG-Terminals, die der Staat teilweise übernommen hat). 

Entlastungspakete Gaspreiskrise — Übersicht (2022–2024) 

Alle Werte in Mrd. €. Detaillierte Daten: https://tinyurl.com/kosten-entlastungspakete.

AUSGABEN ENTLASTUNGSMAßNAHMEN 2022–2024 (REALISIERT)

Erdgas Erdöl All-
gemein Gesamt

Erhöhung der Pendlerpauschale 3,5

Abbau der kalten Progression 39,0

Umsatzsteuersenkung für Gas 11,3

Finanzierung der Gaspreisbremse 15,0

... ... ... ...

Gesamt 54,7 16,3 116,2 187,2

KOSTEN GASBEZOGENER MAßNAHMEN

Fossil-
bezogen†

Alleꟸ

Kosten Entlastungsmaßnahme 54,7 144,1 Mrd. €

Erdgas Angebot 2021 897,6 TWh

Kosten Entlastungsmaßnahmen pro tCO2 302,9 798,9 €/tCO2

Erdgas Angebot abzüglich Exporte (IEA). CO₂ Emissionsfaktor für Erdgas: 0,201 kg CO2/kWh (BAFA 2025).

† Fossilbezogene Maßnahmen = Maßnahmen, die nur Nutzern fossiler Energien zugutekommen.

ꟸ Kosten Entlastungsmaßnahmen = Kosten Erdgas + Erdgas/(Erdöl + Erdgas) × Kosten Allgemein.

IMPLIZITE SUBVENTION FÜR ERDGAS DER RETTUNGSMAßNAHMEN

Fossil-
bezogen

Alle

Annahme Krisenwahrscheinlichkeit 5,0 % %

Subvention Erdgas 15,1 39,9 €/tCO2

Formel: Kosten pro tCO2 x Krisenwahrscheinlichkeit.

Tabelle 2: Höhe der Entlastungsmaßnahmen bezogen auf Öl- und Gasverbrauch bzw. 
allgemeiner (energiekostenbezogener) Entlastungsmaßnahmen sowie Berechnung 
der impliziten Subvention auf Gasverbrauch durch Versicherungsfunktion der Ent-
lastungsmaßnahmen. 

https://tinyurl.com/kosten-entlastungspakete
https://tinyurl.com/kosten-entlastungspakete
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Die Analyse zeigt: Politische Maßnah-
men, die steigenden Energiepreisen ent-
gegenwirken sollen, können nicht inten-
dierte Effekte aufweisen, weil sie Preissi-
gnale verzerren und Anreize zum Ener-
giesparen sowie zur langfristigen Substi-
tution fossiler durch nichtfossile, heimi-
sche Energieträger schwächen. Dies soll-
te bei der Ausgestaltung von Entlas-
tungsmaßnahmen berücksichtigt und 
gegen die beabsichtigte Entlastungswir-
kung abgewogen werden.

Vor diesem Hintergrund erscheinen vor 
allem solche Maßnahmen geeignet, die 
starke kurzfristige Belastungen abfe-
dern, dabei aber die kurz- und langfristi-
gen Fehlanreize möglichst gering halten. 
Die folgenden drei Empfehlungen erge-
ben sich als Spezifizierung der in Ab-
schnitt 2 diskutierten Optionen nach 
Energieträger, Einkommensgruppe und 
intertemporaler Finanzierung: 

1. Stromsteuersenkung. Eine Senkung 
der Stromsteuer ist im Unterschied 
zur Entlastung fossiler Energieträ-
ger auch langfristig sinnvoll, weil sie 
Entlastung mit Dekarbonisierung 
verbindet. Sie verbilligt Strom rela-
tiv zu fossilen Energieträgern und 
stärkt so Anreize zur Elektrifizie-
rung, etwa beim Umstieg von Gas- 
und Ölheizungen auf Wärmepum-
pen oder von Verbrenner-PKW auf 
Elektroautos. Zugleich kann sie brei-
te Bevölkerungsschichten entlasten.

2. Entlastung von Geringverdienen-
den über allgemeine Transfers,
zum Beispiel ähnlich der Energie-
preispauschale von 2022 oder ande-
re Maßnahmen, die eine Konsum-
glättung bewirken und den realen 
Einkommensschock teilweise aus-
gleichen (und durch Schuldenfinan-
zierung über spätere Steuern zu-
rückgezahlt werden). Diese können 
starke Belastungsspitzen und Liqui-
ditätsengpässe vor allem bei Ge-
ringverdienenden abfedern, ohne 
unmittelbar in die Bildung von Ener-
giepreisen einzugreifen. Ebenso wie 
die Stromsteuersenkung vermeiden 
einkommensbezogene Entlastungs-
maßnahmen problematische dyna-
mische Fehlanreize: das Energiekri-
senrisiko verbleibt bei Haushalten, 
die fossile Technologien nutzen, und 
setzt damit Anreize zur Umstellung 
auf fossilfreie Technologien.

3. Knüpfung pauschalierter Entlas-
tung für von fossilen Energiepreisen 
besonders betroffene Haushalte 
und Unternehmen an spätere Refi-
nanzierung durch erhöhte Abga-
ben auf fossile Energieträger. Dies 
stärkt das „Verursacherprinzip” und 
damit die Einpreisung der Importab-
hängigkeit durch Nutzerinnen und 
Nutzer und vermeidet die problema-
tischen langfristigen Fehlanreize 
der staatlichen „Versicherung” ge-
gen Energiekrisen. Entlastungen 
durch Absenkungen von Steuern 
und Abgaben sollten wegen der ho-

4. WIE GEZIELTE ENTLASTUNG 
IMPORTABHÄNGIGKEIT 
VERRINGERN KANN
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hen nationalen Wohlfahrtskosten – 
insbesondere durch Weitergabe an 
ausländische Öl- und Gasproduzen-
ten – vermieden werden. Falls sie 
dennoch mangels pragmatischer Al-
ternativen verwendet werden, soll-
ten auch diese über eine spätere 
Anhebung der Abgaben auf fossile 
Energieträger refinanziert werden.

Eine Entlastung über die Senkung von 
Abgaben und Steuern auf Benzin und 
Diesel als Antwort auf stark steigende in-
ternationale Ölpreise – wie sie aktuell 
diskutiert wird – ist damit in zweifacher 
Hinsicht problematisch: Einerseits geht 
ein Teil dieser Entlastung an die Ölpro-
duzenten statt an die Konsumenten; die-
ser Effekt ist umso größer je mehr Län-
der auf derartige Maßnahmen setzen. 
Zweitens wird auch damit die Erwartung 
an zukünftige Versicherungsleistungen 
verfestigt: Dauern die hohen Ölpreise an 
und erfolgt die Entlastung für ein Jahr, 

so bedeutet die Entlastung von Benzin 
und Diesel um 40 ct/l einer Subvention 
von etwa 135 €/tCO2 (einschl. MWSt.). 
Wird das Risiko zukünftiger Ölkrisen mit 
derartiger Kompensation auf 10 % einge-
schätzt – also statistisch eine Krise alle 
10 Jahre – so wirkt die Entlastung wie 
eine dauerhafte Subvention von 13,50 
€/tCO2 und verlangsamt damit den Um-
stieg auf die Elektromobilität.12 Die in 
diesem Artikel dargestellten Beispiele für 
Entlastungsmaßnahmen zu Erdgas und 
Erdöl zeigen illustrativ, dass die negati-
ven Anreize  substanziell sind: sie wirken 
dauerhaft, also auch wenn die Krise 
schon lange vorbei ist und die Entlas-
tungsmaßnahmen bereits beendet sind, 
solange Haushalte und Firmen auch zu-
künftig von diesem staatlichen Versiche-
rungsmechanismus ausgehen. Die Ent-
lastungsmaßnahmen reduzieren die 
Wirksamkeit der in Deutschland gelten-
den CO2-Bepreisung um etwa ein Viertel. 

Perspektivisch gilt es, die Dekarbonisie-
rung weiter voranzutreiben und die Ab-
hängigkeit von fossilen Energieimporten 
zu senken. Dies reduziert nicht nur die 
Notwendigkeit künftiger steuer- und 
schuldenfinanzierter Rettungspakete, 
sondern auch die realen Einkommens-
verluste und gesamtwirtschaftlichen 
Schäden von Energiekrisen; zugleich er-
höht es die geopolitische Handlungsfä-
higkeit Deutschlands. Denn staatliche 
Entlastung in Energiekrisen wirkt wie 
eine implizite Versicherung gegen fossile 
Preisrisiken und verfestigt damit Import-
abhängigkeit, wenn sie nicht durch spä-
tere Abgaben auf fossile Energieträger 
oder zusätzliche Maßnahmen zur Dekar-
bonisierung flankiert wird. Wie teuer eine 
hohe fossile Abhängigkeit werden kann, 
zeigt die Energiekrise 2022/23: Im Zeit-
raum 2022-2024 wurden Entlastungs-
maßnahmen von insgesamt 187 Mrd. € 
realisiert, die teilweise über Schulden fi-
nanziert wurden und damit künftig Steu-
ererhöhungen oder Ausgabenkürzungen 
nach sich ziehen.

12 Der globale Ölmarkt ist durch stärkere Fluktuationen als der Markt für Erdgas gekennzeichnet (siehe auch Abb. 1). Dar-
über hinaus sind Finanzvolumina und wirtschaftliche Abhängigkeiten im Ölmarkt stärker ausgeprägt als im Gasmarkt, so 
dass auch geostrategische Motive für Eingriffe in den Ölmarkt durch große Produzenten stärker sein dürften. Dies dürfte zu 
einem höheren Risiko zukünftiger Preisspitzen führen.
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